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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Haenschke, Dr. Jahn (Braunschweig), 
Konrad, Volmer, Wolfgramm (Göttingen) und Genossen 

betr. Beschlüsse der iV. internationalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen 


Die IV. Internationale Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 
gen, die vom 12. bis 14. April 1976 in Kingston (Jamaika) tagte, 
hatte sich zur Aufgabe gemacht, Fragen hinsichtlich der Bewirt- 
schaftung der natürlichen Hilfsquellen, des Vollzugsdefizits und 
der Umorganisation bzw. der Errichtung internationaler Behör- 
den mit Umweltaktivitäten zu beraten. Dabei wurden Resolutio- 
nen der Generalversammlung der Vereinten Nationen, des Ver- 
waltungsausschusses des Umweltprogrammes der Vereinten 
Nationen (UNEP) und die Empfehlungen internationaler Orga- 
nisationen mit einbezogen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, dazu beizutragen, daß die 
von interessierten Abgeordneten aus allen Kontinenten in 
ihren Resolutionen getroffenen Festlegungen und Empfeh- 
lungen (siehe Anlage) - soweit nicht bereits geschehen - 
realisiert und bei den zwischenstaatlichen Beratungen der 
Regierungen aufgegriffen werden? 

2. a) Wo sieht sie gegebenenfalls Schwierigkeiten, und 

b) welchen Schritten auf internationaler Ebene gibt sie 
Priorität? 
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Anlage 


Beschlüsse der IV. Internationalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen 


A. Bewirtschaftung der natürlidien Hilfsquellen 

1. Von mehreren Staaten genutzte natürliche 
Hilfsquellen 

UNTER HINWEIS auf Resolution 3129 (XXVIII) der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen, die 
eine wirkungsvolle zwischenstaatliche Zusammen- 
arbeit auf der Grundlage noch zu schaffender ad- 
äquater internationaler Regeln für die Erhaltung und 
harmonische Nutzung natürlicher Hilfsquellen, in die 
sich zwei oder mehr Staaten teilen, für notwendig 
hält und UNEP aufforderte, diese Angelegenheit zu 
prüfen; 

IM HINBLICK auf die Grundsätze 21, 22 und 24 der 
Deklaration der UN-Umweltkonferenz (Stockholm 
1972), die auf diese Sachlage Bezug nehmen; 

INFORMIERT über die von einer durch UNEP einge- 
setzten Arbeitsgruppe erzielten Fortschritte bei der 
Ausarbeitung eines Entwurfs für Verhaltensgrund- 
sätze als Richtlinien für die Staaten, die sich in sol- 
che Hilfsquellen teilen und diese zu erhalten und 
harmonisch zu nutzen haben; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

BEKRÄFTIGT die Notwendigkeit von Verhaltens- 
grundsätzen; 

FORDERT UNEP auf, alle nötigen Schritte zu ergrei- 
fen, um den Entwurf der Grundsätze sobald als mög- 
lich fertigzustellen; und 

EMPFIEHLT, daß sie folgende Punkte beinhalten: 

1. Die Verpflichtung eines Staates zu gewährleisten, 
daß durch sein Recht zur Nutzung seiner natür- 
lichen Hilfsquellen nicht die Umwelt anderer 
Staaten oder Gebiete jenseits seiner Hoheits- 
grenzen geschädigt wird; 

2. Der Vorschlag, daß Staaten, die sich in natürliche 
Hilfsquellen teilen, Abkommen schließen sollten, 
um ihr Verhalten zur Zusammenarbeit in Um- 
weltfragen im Hinblick auf die Erhaltung, harmo- 
nische Nutzung und Bewirtschaftung der gemein- 
samen Hilfsquellen zu regeln, wobei die Schaf- 
fung gemeinsamer institutioneller Organe für 
diese Zwecke vorgesehen sein sollte; und 

3. Richtlinien, die Staaten bei Fehlen solcher Ab- 
kommen hinsichtlich der Nutzung von Hilfsquel- 
len einzuhalten haben; sie sollten beinhalten die 
Notifizierung von Maßnahmen, die umweltrele- 
vante Auswirkungen haben könnten, den Infor- 
mationsaustausch und Konsultationen über An- 
gelegenheiten mit Umweltauswirkung [auf der 
Basis der Prinzipien des guten Glaubens und 
guter Nachbarschaft, wie sie von der UN-Gene- 
ralversammlung in Absatz 3 der Resolution 2995 
(XXVII) und den Absätzen 2 und 3 der Resolu- 
tion 3129 (XXVIII) verankert sind]; geeignete 


Verfahren für ein beiderseitiges Warnsystem so- 
wie Zusammenarbeit in Notfällen und allgemeine 
Richtlinien über die Haftung und Entschädigung 
ausländischer Opfer bei Umweltschäden in bezug 
auf eine gemeinsame natürliche Hilfsquelle. 

2. Mehr als einen Staat berührende Umweltverän- 
derungen 

UNTER HINWEIS auf Resolution 3264 (XXIX) der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen, in der 
eine angemessene internationale Konvention mit 
wirksamen Maßnahmen vorgeschlagen wird, um eine 
Beeinflussung der Umwelt und des Klimas zu militä- 
rischen und anderen feindseligen Zwecken zu ver- 
bieten, die mit der Aufrechterhaltung internationaler 
Sicherheit, Wohlbefinden der Menschen und Gesund- 
heit unvereinbar ist; 

IN KENNTNIS des Entwurfs eines Vertrages über 
das Verbot militärischer Maßnahmen zur Verände- 
rung der Umwelt, der zur Zeit in einem Ausschuß 
der Abrüstungskonferenz in Genf beraten wird; 

IN ÜBERZEUGUNG, daß ein Staat durch eine Hand- 
lung oder das Unterlassen einer Handlung die Um- 
welt eines anderen Staates negativ beeinflussen 
kann, auch wenn kein feindseliger Akt beabsichtigt 
ist; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

BEKRÄFTIGT den Vorschlag für eine internationale 
Konvention im Hinblick auf das Verbot von Umwelt- 
veränderungen zu feindseligen Zwecken; 

FORDERT UNEP auf, in Beratungen darüber einzu- 
treten, wie der gleiche Grad an internationaler Zu- 
sammenarbeit zur Vermeidung größerer Umweltver- 
änderungen aufgrund friedlicher Aktivitäten erreicht 
werden kann; und 

SCHLÄGT in diesem Zusammenhang vor, UNEP 
möge die Schaffung internationaler Umweltverträg- 
lichkeitserklärungen untersuchen, wobei die Staaten 
regelmäßig über die Entwicklung der Wirtschaft und 
sonstige Pläne unter Berücksichtigung der Aspekte, 
die alle oder einige Staaten betreffen, berichten und 
derartige Berichte nach Durchsicht von UNEP, soweit 
sie bedeutungsvoll sind, im Verwaltungsrat von 
UNEP oder einem anderen geeigneten Organ der 
Vereinten Nationen erörtert werden sollten. 

3. Grenzübersdireitende Umweltbeeinträchtigungen 

UNTER HINWEIS auf die Grundsätze 21 und 22 der 
Deklaration der UN-Umweltkonferenz (Stockholm 
1972) mit Bestimmungen über die Verpflichtungen 
der Staaten hinsichtlich grenzüberschreitender Um- 
weltbeeinträchtigungen ; 

IN WÜRDIGUNG der Anstrengungen, die verschie- 
dene Regierungen und internationale Organisatio- 
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nen zur Lösung von Problemen grenzüberschreiten- 
der Umweltbeeinträchtigung unternommen haben; 

EINGEDENK der Notwendigkeit, diese Bemühungen 
durch Abschluß einer Reihe zweckdienlicher inter- 
nationaler Abkommen zur Verhütung grenzüber- 
schreitender Umweltbeeinträchtigung und zur Ent- 
schädigung von betroffenen Personen zu verstärken; 

ERINNERND an Resolution 12 (II) der Zweiten Inter- 
nationalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 
gen mit der Empfehlung, für internationale Fluß- 
gebiete internationale Behörden mit echten Befug- 
nissen zu schaffen; 

IN KENNTNIS des Entwurfs eines Abkommens über 
Schadenersatz bei grenzüberschreitenden Umwelt- 
schäden unter besonderer Berücksichtigung des Scha- 
denersatzes auf der Grundlage des internationalen 
Privatrechts, den auf Ersuchen der Ersten Internatio- 
nalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen der 
Fonds für Umweltstudien (FUST) erarbeiten ließ; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT die Regierungen auf, die bilaterale und 
multilaterale Zusammenarbeit in Grenzgebieten (ins- 
besondere in Gebieten, die im Hinblick auf die Um- 
welt eine Einheit bilden, wie z. B. gemeinsam ge- 
nutzte Flüsse, See- und Meeresteile sowie bei sich 
überschneidenden Gebieten industrieller Entwick- 
lung) im Hinblick auf spezielle Probleme der grenz- 
überschreitenden Umweltbeeinträchtigung durch den 
Abschluß internationaler Vereinbarungen über der- 
artige Fragen unter Einschluß der Möglichkeit zur 
Bildung gemeinsamer Kommissionen zur Harmoni- 
sierung der Raumordnung, inbesondere der Stand- 
ortplanung für industrielle Anlagen, voranzutreiben; 

EMPFIEHLT, daß solche Abkommen Ausländern, die 
von grenzüberschreitenden Umweltbeeinträchtigun- 
gen betroffen sind, die Möglichkeit sichern, mit den 
gleichen Rechten wie die Bürger des Landes, in dem 
die Beeinträchtigungen entstehen oder entstehen 
könnten, die Gerichte anzurufen und sich an Verwal- 
tungsverfahren (insbesondere solchen zur Genehmi- 
gung neuer Aktivitäten) zu beteiligen. 

4. Erhaltung ziehender Arten 

IN VOLLER KENNTNIS, daß freilebende Tierarten 
ein unersetzliches Erbe für die gesamte Menschheit 
darstellen; 

IN ANERKENNUNG, daß alle diese Tierarten erhal- 
ten werden müssen, um dieses Erbe zu wahren, öko- 
logische Ausgeglichenheit sicherzustellen und ihrer 
wissenschaftlichen, ökonomischen, erzieherischen 
und ästhetischen Bedeutung zu entsprechen; 

IM HINBLICK DARAUF, daß ziehende Arten ein 
Bonderproblem darstellen, weil die gleichen Tiere 
im Verlauf ihrer Wanderung aus der Jurisdiktion 
eines Staates in die eines anderen Staates ziehen; 

IN DER ERKENNTNIS, daß solche Arten nur durch 
gemeinsame Anstrengungen aller Staaten, zwischen 
denen derartige Wanderungen erfolgen, erhalten 
werden können; 


UNTER HINWEIS auf Empfehlung 32 der UN- 
Umweltkonferenz (Stockholm 1972), in der eine inter- 
nationale Konvention zum Schutz dieser Arten ge- 
fordert wird; 

NACH KENNTNISNAHME von dem Entwurf einer 
Konvention für die Erhaltung ziehender Arten, der 
seitens der lUCN erstellt und allen Regierungen 
durch die Bundesrepublik Deutschland zugestellt 
wurde; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

BEKRÄFTIGT die nachstehenden Grundsätze: 

1. Ziehende Arten sind zum Wohle der gesamten 
Menschheit zu erhalten und zu verwalten; 

2. Jede ziehende Art stellt eine allen Staaten, zwi- 
schen denen Wanderungen dieser Tierart Vor- 
kommen oder die diese wirtschaftlich nutzen, ge- 
meinsame natürliche Hilfsquelle dar; 

3. Eine gemeinsame Bewirtschaftung solcher ge- 
meinsamer Hilfsquellen ist die einzige Möglich- 
keit, diese natürlichen Hilfsquellen zu erhalten 
und rationell zu nutzen-, 

4. Eine gemeinsame Bewirtschaftung kann am 
besten durch den Abschluß entsprechender inter- 
nationaler Abkommen zwischen denjenigen Staa- 
ten erreicht werden, die vom Zug der Tierart be- 
rührt werden oder diese nutzen; 

5. Alle derartigen Abkommen müssen vorsehen: 

a) die Erhaltung und Wiederherstellung aller 
Räume (insbesondere Brutgebiete), die für das 
überleben der betreffenden Art von entschei- 
dender Bedeutung sind; die Errichtung aus- 
reichender Schutzgebiete, so daß Wanderun- 
gen unbehindert erfolgen können; und die Be- 
seitigung aller Hindernisse, die eine Wande- 
rung behindern könnten; 

b) die Kontrolle jeglicher Verschmutzung, die für 
die betreffende Art schädlich sein könnte; und 

c) die Übereinstimmung über die diese Arten 
betreffenden Jagd- und Fischereivorschriften; 

6. Die Aufwendungen und gegebenenfalls Erlöse 
aus der gemeinsamen Bewirtschaftung derartiger 
Hilfsquellen sind unter den Staaten, die sich diese 
teilen und Vertragsparteien derartiger Abkom- 
men sein müssen, gerecht aufzu teilen; 

FORDERT alle Regierungen auf, die baldige An- 
nahme der obengenannten Konvention, die diese 
Grundsätze enthält, ernsthaft in Erwägung zu ziehen. 

5. Energie für Haushaltszwecke in den Trocken- 
Tropen 

IN ANBETRACHT der rapiden Zunahme der unge- 
planten Verstädterung in den Trocken-Tropen mit 
der Folge von Energieknappheit für Haushalts- 
zwecke ; 

BESORGT über den starken Holzeinschlag, insbeson- 
dere in Ländern der Trocken-Tropen mit Waldgebie- 
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ten in der Nähe von Städten, für Brennholz oder 
Holzkohle zu Haushaltszwecken; 

BEUNRUHIGT über das Sammeln von Dung der 
Haustiere, der auf den Weiden als Dünger verblei- 
ben sollte, jetzt jedoch als Hausbrand Verwendung 
findet; 

IN KENNTNIS der direkten Folgen dieser Maßnah- 
men sowohl wegen der völligen Zerstörung von 
Wäldern, die aufgrund der Empfindlichkeit der be- 
troffenen Ökosysteme schwierig zu regenerieren 
sind und zu einer Verschlechterung der Umweltbe- 
dingungen führen, als auch wegen der Minderung 
des Ertrags der Weiden, denen der Dünger entzogen 
wird; 

IN ERKENNTNIS der gleichzeitig auftretenden Not- 
wendigkeit, der Bevölkerung in den Entwicklungs- 
ländern Energie für Haushaltszwecke zur Verfügung 
zb stellen; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

EMPFIEHLT, die nachstehenden Maßnahmen zu er- 
greifen: 

1. Die entwickelten Länder sollten eng mit den be- 
troffenen Entwicklungsländern bei der Bereit- 
stellung geeigneter Technologien zur Nutzung 
der Sonnenenergie für Haushalts- einschließlich 
Kochzwecke Zusammenarbeiten; 

2. Erdgas, Raffineriegas und sonstige geeignete 
Brennstoffe sollten im größtmöglichen Umfang als 
Energiequelle für die Haushaltungen Verwen- 
dung finden, um die Wälder zu schützen und die 
tierischen Abfälle als Düngemittel zu erhalten; 

3. Zur Ergänzung dieser Maßnahmen müssen betrof- 
fene Länder vordringlich Wiederaufforstungspro- 
gramme, insbesondere zur Anpflanzung schnell- 
wüchsiger Baumarten, aufstellen, damit der Rest- 
bedarf an Brennholz und Holzkohle gedeckt wer- 
den kann; 

4. Die Sonderorganisationen der Vereinten Natio- 
nen sowie entwickelte Länder sollten technische 
Hilfe und finanzielle Mittel zur Durchsetzung die- 
ser Programme bereitstellen; und 

5. UNEP muß ermutigt werden, seine Programme 
hinsichtlich der Entwicklung und Bewirtschaftung 
forstlicher Hilfsquellen zu erweitern und zu be- 
schleunigen. 

6. Umwelt und Entwicklung 

UBERZEUGT von der Bedeutung einer unter Um- 
weltaspekten vernünftigen Entwicklung für jetzige 
und künftige Generationen; 

IN ANERKENNUNG der Bedeutung des ökologi- 
schen Entwicklungskonzepts als einer Planungs- 
methode, die sowohl die Entwicklungsanforderungen 
als auch eine langfristig tragbare Nutzung der Um- 
welt und der natürlichen Hilfsquellen miteinander in 
Einklang bringt; 

BESORGT über die bei den jüngsten Erörterungen 
der internationalen Gemeinschaft über Entwicklungs- 


fragen festzustellende unzureichende Berücksichti- 
gung der umweltrelevanten Auswirkungen; 

IM BEWUSSTSEIN, daß Entwicklungsziele zunichte 
gemacht werden können, wenn Umweltgesichts- 
punkte nicht in allen Phasen der Planung und der 
Durchsetzung solcher Ziele in vollem Umfang Be- 
rücksichtigung finden; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT alle Regierungen auf, ihre Verpflichtung 
abzusichern, wonach im Zusammenhang mit den Ent- 
wicklungsmaßnahmen die Auswirkungen auf die 
Umwelt in vollem Umfang zu berücksichtigen sind; 

APPELLIERT an alle mit Entwicklungsfragen befaß- 
ten nationalen, regionalen und internationalen Or- 
ganisationen sicherzustellen, daß umweltorientierte 
Überlegungen als ein wichtiger Bestandteil in ihre 
Entwicklungsstrategien und Programme einbezogen 
werden; 

EMPFIEHLT, daß in diesem Zusammenhang Maß- 
nahmen zur Untersuchung und Verteilung von Infor- 
mationen über die Entwicklung nach ökologischen 
Grundsätzen, einschließlich zweckdienlicher Techno- 
logien, ergriffen werden; 

ERSUCHT darum, daß Grundsätze entwickelt und 
Maßnahmen ergriffen werden, um Wettbewerbsvor- 
teilen entgegenzuwirken, wenn in einem Staat indu- 
strielle oder kommerzielle umweltschädliche Aktivi- 
täten geduldet werden bzw. umgekehrt Umwelt- 
schutzmaßnahmen selektiv durchgeführt werden; 
und 

FORDERT alle Regierungen auf, bei der Durchset- 
zung von Umweltschutzmaßnahmen die Interessen 
der ärmsten und am wenigsten begünstigten Gebiete 
zu berücksichtigen. 

7. Langfristige Vorhersagen seitens der Vereinten 
Nationen 

IN ANBETRACHT dessen, daß die meisten Ressour- 
cen der Erde begrenzt sind, ihr Verbrauch durch die 
Menschheit ein Ausmaß erreicht hat, zu dem die Er- 
schöpfung einiger dieser Hilfsquellen vorhersehbar 
ist, und viele von ihnen verschwenderisch genutzt 
werden; 

IN ERKENNTNIS dessen, daß diese Tatsachen alle 
Versuche, solche Hilfsquellen gerecht zu verteilen, 
um so schwieriger machen; 

IN ERKENNTNIS der seit einigen Jahren sich ent- 
wickelnden, wenn auch noch unvollkommen, aber 
schon anwendbaren Technik der langfristigen inter- 
sektoralen Vorhersage und ihrer weitverbreiteten 
Anwendung durch bestimmte Interessenten (Unter- 
nehmen, Staaten, Gruppen von Staaten usw.) ; 

IM BEWUSSTSEIN, daß UNEP ebenso wie alle an- 
deren UN-Organisationen durch die Vorschriften der 
Charta über die wirtschaftlichen Rechte und Pflich- 
ten der Staaten und die Prinzipien einer neuen inter- 
nationalen Wirtschaftsordnung mit dem Ziel der Be- 
seitigung sozialer und wirtschaftlicher Ungerechtig- 
keit für die Armen der Welt gebunden ist; 
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IN KENNTNIS dessen, daß diese Technik besonders 
in bezug auf die Probleme der weltweiten Nutzung 
und Verteilung der natürlichen Hilfsquellen anwend- 
bar ist, aber tatsächlich von den Vereinten Nationen 
nicht benutzt wird; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT UNEP auf, im Benehmen mit den anderen 
mit ihm zusammenarbeitenden Organisationen sein 
Programm „Grenzen der Belastbarkeit der Erde'' in 
dieser Richtung auszubauen, um so den Vereinten 
Nationen als solchen und ihren Länderorganisatio- 
nen so viel Einblick in die künftigen Möglichkeiten 
und die wahrscheinlichen Wechselwirkungen zwi- 
schen künftigen Entwicklungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Schaffung einer neuen Weltwirt- 
schaftsordnung zu vermitteln, wie gegenwärtig be- 
züglich der genannten Probleme überhaupt verfüg- 
bar ist. 

8. Erhaltung der Hilfsquellen 

IN ANBETRACHT der Begrenztheit der beschränk- 
ten Hilfsquellen unseres kleinen Planeten und der 
Bedeutung ihrer sparsamen Bewirtschaftung und Er- 
haltung für die Bedürfnisse dieser Generation und 
künftiger Generationen; 

BESORGT über die Verschwendung der Ressourcen, 
zum Beispiel durch die Beigaben von Fischeiweiß 
zur Ergänzung des Viehfutters bei der Fleischpro- 
duktion; 

BESORGT über Maßnahmen, die uns näher an die 
Grenze Ökologischer Katastrophen bringen können, 
insbesondere über solche Maßnahmen, die die Aus- 
geglichenheit der oberen Luftschichten in der Atmo- 
sphäre beeinflussen können; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT alle Staaten auf, Maßnahmen zur Erhal- 
tung knapper Hilfsquellen und gegen ihre Ver- 
schwendung zu ergreifen; 

ERSUCHT alle Staaten und zuständigen Organisa- 
tionen, dringend und sorgfältig alle Tätigkeiten zu 
prüfen, die zu einer Uberbeanspruchung der Absorb- 
tions- und Regenerationsfähigkeit der Biosphäre und 
ihrer lebenserhaltenden Mechanismen führen kön- 
nen. 

9. Nutzung der natürlichen Hilfsquellen und Rechte 
der Menschen 

EINGEDENK dessen, daß die Menschen mit ihrer 
Energie und Würde eines der wertvollsten natür- 
lichen Hilfsquellen sind; 

IN ANBETRACHT dessen, daß bei der Suche und 
der Verwertung der natürlichen Hilfsquellen die Per- 
sönlichkeitsrechte und die Würde der Person, insbe- 
sondere während der Arbeit, beeinträchtigt werden 
können; 


DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT, daß diesem Fragenkomplex größte Auf- 
merksamkeit geschenkt wird; und 

EMPFIEHLT, daß die nationalen Parlamente und 
internationalen Versammlungen für eine aufmerk- 
same Kontrolle in dieser Hinsicht sorgen. 


B. Das Vollzugsdefizit 

10. Durchsetzung des Umweltrechts 

IN ERKENNTNIS, daß viele Staaten bereits Gesetz- 
gebungsprogramme zur Erhaltung der Umwelt ab- 
geschlossen haben, aber diese nicht immer wirksam 
sind, sei es wegen bestehender Gesetzgebungslük- 
ken, Mängel in der Struktur oder der finanziellen 
Ausstattung der mit der Durchführung beauftragten 
Behörden oder wegen auftretender Konflikte infolge 
unzureichenden öffentlichen Bewußtseins, wegen des 
Einflusses wirtschaftlicher oder sonstiger Interessen- 
gruppen und dergleichen; 

UNTER BETONUNG des dringenden Bedürfnisses 
für alle Staaten, wirksame Programme für den Um- 
weltschutz auf klaren gesetzgeberischen Grundlagen 
zu haben, die durch einen gut organisierten und 
funktionsfähigen Verwaltungsapparat getragen wer- 
den; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

EMPFIEHLT, daß 

1. die Regierungen, soweit notwendig, die grund- 
legenden Konzeptionen und das Verfahren in 
ihren Umweltgesetzen überprüfen sollten, damit 
sie in wirksamer Weise vollzogen werden kön- 
nen, um nationalen Erfordernissen und interna- 
tionalen Verpflichtungen gerecht zu werden; 

2. jeder Staat die Schaffung einer für Umweltfragen 
zuständigen Behörde (und zwar in einer Art und 
Weise, die den Bedürfnissen und dem Regie- 
rungsapparat des betreffenden Staates angepaßt 
ist) mit wirksamen Zuständigkeiten, finanziellen 
Mitteln und Aufsichtsbefugnissen in Erwägung 
zieht, um sicherzustellen, daß das Umweltrecht in 
den Regierungs-, öffentlichen und privaten Berei- 
chen respektiert wird; 

3. die Parlamente sicherstellen: 

a) in Verbindung mit den einschlägigen Geset- 
zen ist Vorsorge dafür zu treffen, daß die Re- 
gierungen in gewissen Abständen über die 
Ergebnisse ihrer Bemühungen zum Schutz der 
Umwelt Bericht erstatten; 

b) dem Vollzug und der Durchsetzung dieser 
Gesetze bei den Haushaltsberatungen im Hin- 
blick auf die Stärkung der zuständigen Behör- 
den ist ein entsprechendes Gewicht beizumes- 
sen; und 
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c) zur Unterstützung der Überwachung der ad- 
ministrativen Maßnahmen ist - soweit nicht 
vorhanden - ein Parlamentsausschuß, der sich 
mit Umweltfragen befaßt, einzurichten. 

11. Ratifizierung internationaler Um weit Verträge 

NACH PRÜFUNG des derzeitigen Status internatio- 
naler umweltrelevanter Verträge (mit universellem 
oder begrenztem Geltungsbereich) ; 

IN SORGE darüber, daß nur in wenigen Fällen eine 
ausreichende Anzahl von Staaten diesen Verträgen 
beigetreten ist, um ihre volle Wirksamkeit zu ge- 
währleisten; 

FERNER IN DER SORGE darüber, daß viele Staaten, 
die derartigen Verträgen beigetreten sind, keine 
gesetzgeberischen Schritte unternommen haben, um 
die tatsächliche Anwendung der Bestimmungen zu 
gewährleisten; 

IN ANERKENNUNG der besonderen Bedeutung die- 
ser Verträge für die Bewahrung der Umweltqualität 
und die Erhaltung der natürlichen Hilfsquellen; 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß die Bestimmungen die- 
ser Konventionen, mit denen den Staaten oder ihren 
Staatsangehörigen Beschränkungen auferlegt wer- 
den, der Durchsetzung bedürfen, wenn sie wirksam 
sein sollen; das gilt ganz besonders für Konventio- 
nen über die Hohe See und ihre Ressourcen; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT alle Regierungen auf, die einschlägigen 
Verträge zu prüfen und wenn nötig, Maßnahmen 
zum Beitritt zu treffen und alle notwendigen (ge- 
setzgeberischen und administrativen) Schritte zu un- 
ternehmen, damit die Bestimmungen in vollem Um- 
fang zur Anwendung kommen. 

1 2. Umweltrelevante Qualitätsstandards 

IN ANBETRACHT des ausgedehnten Programms für 
die Aufstellung umweltbezogener Qualitätsstan- 
dards, das von der WHO durchgeführt wird und sich 
hauptsächlich an den gesundheitlichen Auswirkun- 
gen von Umweltbelastungen orientiert; 

ÜBERZEUGT, daß es ähnlicher Anstrengungen be- 
züglich anderer Aspekte der Umweltqualität bedarf; 

IN KENNTNIS der Anstrengungen von UNEP, diese 
Lücke durch die Formulierung von Umweltkriterien 
für den Menschen, andere lebende Organismen und 
Ökosysteme auszufüllen; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

EMPFIEHLT, UNEP möge seine Maßnahmen verstär- 
ken, um diese Lücke unter besonderer Berücksich- 
tigung standardisierter Meßverfahren zu füllen, die 
dazu benutzt werden sollen festzustellen, ob die 
vereinbarten Qualitätsstandards eingehalten wer- 
den. 


13. Tedinische Hilfe bei der Umweltgesetzgebung 

IM BEWUSSTSEIN, daß viele Staaten, besonders 
Entwicklungsländer, bei der Vorbereitung gesetzge- 
berischer Programme zur Erhaltung der Umwelt, oft 
aus Mangel an erfahrenem Personal, ernsten Pro- 
blemen gegenübergestellt sind; 

IN KENNTNIS der Möglichkeiten, sachverständigen 
Rat auf diesem Gebiet aus Staaten mit effektiven 
Umweltprogrammen und von internationalen Orga- 
nisationen einzuholen; 

UNTER BETONUNG der Tatsache, daß die Vorberei- 
tung derartiger Gesetzgebung unter voller Einbezie- 
hung lokaler Behörden und des Parlaments erfolgen 
muß, um die volle Berücksichtigung der spezifischen 
umweltrelevanten und institutionellen Verhältnisse 
des betreffenden Landes zu gewährleisten; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

APPELLIERT an die Regierungen mit wirksamen 
Umweltprogrammen und die internationalen Orga- 
nisationen, Ländern auf deren Ersuchen technische 
Hilfe zu gewähren, um ihnen die Aufstellung von 
Programmen für Umweltrecht und Verwaltung zu 
ermöglichen; diese Hilfe sollte die Unterstützung 
der Fachleute des betreffenden Landes bei der Erar- 
beitung von Gesetzesentwürfen sowie die Ausbil- 
dung von Fachkräften einschließen. 


C. Entwicklung und Reorganisation 
internationaler Organisationen 

14. Umweltprogramm der Vereinten Nationen 

IN ERKENNTNIS der Notwendigkeit struktureller 
und verfahrensmäßiger Reformen, wenn die Verein- 
ten Nationen in ausreichendem Umfang zur Lösung 
der wesentlichen Probleme des letzten Viertels des 
20. Jahrhunderts beizutragen haben; 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Berichts der ge- 
mäß Resolution 3343 (XXIX) der UN-Vollversamm- 
lung eingesetzten Arbeitsgruppe über eine neue 
Struktur der Vereinten Nationen im Hinblick auf 
eine weltweite wirtschaftliche Zusammenarbeit; 

IN SORGE über die Auswirkungen des vorläufigen 
allgemeinen Reformkonzepts für den Umweltfonds 
der Vereinten Nationen, das von dieser Arbeits- 
gruppe ausgearbeitet wurde; insbesondere über die 
Folgen einer Einbeziehung des UNEP-Fonds in die 
vorgeschlagene neue UN-Entwicklungsbehörde so- 
wie einer Übernahme der politischen Funktionen des 
UNEP-Verwaltungsrates durch den Wirtschafts- und 
Sozialrat der Vereinten Nationen; 

INSBESONDERE BESORGT darüber, daß dieses Re- 
formkonzept zu einer Unterordnung Umweltpolitik 
der Vereinten Nationen unter die Wirtschafts- und 
Entwicklungspolitik und zu einer Verringerung des 
Einflusses des spezifischen Umweltsachverstands auf 
den Entscheidungsprozeß über das Umweltprogramm 
im allgemeinen und die Verwendung finanzieller 
Umweltmittel im besonderen führen könnte; 
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UNTER HERVORHEBUNG, daß UNEP eine gewisse 
Autonomie innerhalb des UN-Systems behalten muß, 
um seine Aufgabe als Koordinator und Katalysator 
für weltweite Umweltmaßnahmen und als ein unab- 
hängiges Umweltgewissen innerhalb der Vereinten 
Nationen zu erfüllen; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT die Regierungen auf sicherzustellen, daß 
Strukturveränderungen in den Vereinten Nationen 
die Voraussetzungen für die Erfüllung der internatio- 
nalen Umweltverantwortung, die die Vereinten Na- 
tionen durch die Schaffung von UNEP übernommen 
haben, nicht beeinträchtigt werden; und 

EMPFIEHLT, daß UNEP nicht in der vorgeschlagenen 
neuen UN-Entwicklungsbehörde aufgeht, sondern 
soweit erforderlich intern reformiert, um mehr hin- 
sichtlich der Planung der Umweltprogramme der 
UN-Sonderorganisationen sowie einer Konzentrie- 
rung auf spezifische Umweltaktivitäten zu leisten. 

15. Unterstützung von UNEP 

IN ÜBERZEUGUNG, daß UNEP seine Fähigkeit be- 
reits bewiesen hat, die bedeutsame Aufgabe, die ihm 
von der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
zugewiesen ist, zu erfüllen und zur Koordinierung 
der Umweltprogramme des UN-Systems sowie zur 
ausreichenden Beachtung der Umweltprobleme durch 
die Vereinten Nationen beigetragen hat; 

IN KENNTNIS der Beratungen während der Vierten 
Sitzung des UNEP-Verwaltungsrates sowie der be- 
unruhigenden Meldungen, wonach viele Regierun- 
gen ihren Zusagen hinsichtlich des UNEP-Fonds nicht 
nachgekommen sind; 

UNTER BETONUNG der entscheidenden Bedeutung 
der Umweltbelange im Hinblick auf den Entwick- 
lungsprozeß und der Sonderrolle von UNEP in die- 
ser Hinsicht; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

FORDERT die Regierungen auf, der Bereitstellung 
finanzieller Mittel für UNEP hohe Priorität zu geben 
und dabei zumindest Mittel dem Umfang entspre- 
chend zuzuweisen, wie sie zur Zelt der Einrichtung 
von UNEP vorgesehen waren; 

EMPFIEHLT den Regierungen, sobald als möglich 
Maßnahmen zu treffen und in den UNEP-Fonds die 
Beträge einzuzahlen, die sie in den vorangegange- 
nen Jahren für die ersten fünf Arbeitsjahre zugesagt 
hatten und für künftige Aktivitäten größere Sum- 
men bereitzustellen; und 

ERSUCHT die anwesenden Parlamentarier, Maßnah- 
men zu ergreifen, um auf die sofortige Zahlung 
eventuell offenstehender Mittelzusagen ihrer Län- 
der an UNEP hinzuwirken. 

Vermerk zu Resolution 15: 

Zusagen an den UNEP-Fonds 

(Text des von UNEP erhaltenen Telegramms) 


Anzahl der Regierungen, die feste Zusagen für den Fonds 
gemacht haben; 67 

Gesamtbetrag der festen Zusagen für die Jahre 1973 bis 
1977: $ 109 270 415,00 

Bemerkung: Die USA haben die Auszahlungsperiode 
für die ursprüngliche Zusage von 40 Millionen $ ver- 
längert, wodurch der genaue Betrag der Zahlungen auf 
jährlicher Basis nicht feststellbar ist und der für den 
Zeitraum von 1973 bis 1977 zur Verfügung stehende 
Betrag vermindert wird. 

Einige Länder haben die jährliche Aufteilung ihrer Zusa- 
gen nicht bekanntgegeben, und es ist daher schwierig 
festzustellen, welche Länder in voller Höhe und welche 
nicht rechtzeitig gezahlt haben. 

Einige Länder haben ihre Zuwendungen zum Teil gezahlt 
und sind nur teilweise im Rückstand. Diese sind: 
Jugoslawien für 1974 
Indien für 1975 
Italien für 1975 

Länder, die vollständig im Rückstand sind: 

Republik von Südvietnam 
Belorussische SSR für 1975 
Tschechoslowakei für 1975 
Kenia für 1975 
Portugal für 1975 
Sri Lanka für 1975 
Ukrainische SSR für 1975 
UdSSR für 1975 
Jugoslawien für 1975. 

Die Delegation der UdSSR hat bei der Vierten Sitzung des 
Verwaltungsrates des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen mitgeteilt, daß ihre Zuwendungen gezahlt wor- 
den sind, es wird aber noch die Bestätigung über den Ein- 
gang der Zahlung beim Fonds durch die Hauptverwaltung 
der Vereinten Nationen erwartet, um festzustellen, ob die 
BSSR, die Ukrainische SSR und die UdSSR von der Liste 
der sich im Rückstand befindenden Länder gestrichen 
werden können. 

Oben angeführte Information ist zum größten Teil im 
Dokument UNEP/GC(N) 73/Corr. 2 and 68/ Add. 1 enthal- 
ten. 

16. Internationale Behörde für die maritime Umwelt 

IM HINBLICK auf die Beratungen anläßlich der UN- 
Seerechtskonferenz, über die vorgeschlagene See- 
rechtskonvention einschließlich der Empfehlungen 
für eine neue internationale Meeresboden-Behörde; 

IN KENNTNIS, daß die für diese Behörde vorge- 
schlagenen Geltungsbereiche und die Befugnisse in 
erster Linie auf die Erschließung des Meeresbodens 
jenseits der Grenzen nationaler Jurisdiktion sowie 
auf die Nutzung seiner mineralischen Ressourcen 
ausgerichtet sind; 

IN SORGE, wirtschaftliches Streben nach kurzfristig 
größtmöglichem Gewinn aus dem Meeresboden kön- 
ne der Meeresumwelt Schaden zufügen; 

IN ANBETRACHT der großen Zahl internationaler, 
die Meeresumwelt betreffender Vorschriften aller 
Art (insbesondere in bezug auf Seeschiffahrt, Fische- 
reiwesen, wissenschaftliche Forschung und Erfor- 
schung des Meeresbodens) und in der Erkenntnis, 
daß zu komplexe Vorschriften in ihrer Anwendung 
Schwierigkeiten bereiten und die Gefahr für Geset- 
zeslücken, Konflikte für die Rechtsprechung und 
Mangel an Effektivität beinhalten; 

IN ANBETRACHT der Tatsache, daß eine Ursache 
der Wirkungslosigkeit derartiger Vorschriften darin 
besteht, weil einige Staaten fremde Schiffe unter 
ihrer Flagge fahren lassen, ohne ausreichende Ga- 
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xantien zu erhalten, und sich nicht den Verpflichtun- 
gen des Völkerrechts unterwerfen; 

MIT DEM VORSCHLAG, die Seerechtskonferenz 
möge sich dieser Probleme annehmen und Maßnah- 
men ergreifen, um eine internationale Behörde für 
die Meeresumwelt mit weitreichenden Vollmachten 
zu schaffen, die schnell tätig werden kann, um eine 
Verschlechterung der Meeresumwelt außerhalb na- 
tionaler Jurisdiktion zu verhüten; 

DIE VIERTE INTERNATIONALE PARLAMENTA- 
RIERKONFERENZ ZU UMWELTFRAGEN in King- 
ston, Jamaika, am 14. April 1976: 

EMPFIEHLT allen Regierungen und der UN-See- 
rechtskonferenz: 

1. Eine internationale Behörde für die Meeresum- 
welt sollte an die Stelle der vorgeschlagenen 
internationalen Meeresbodenbehörde treten; 

:2. Die Zuständigkeit dieser Behörde sollte sich auf 
die Meeresumwelt unter Einschluß des Meeres- 
bodens und des Meeres vom Boden bis zur Ober- 
fläche sowie des darüberliegenden Luftraumes in 
dem außerhalb nationaler Jurisdiktion liegenden 
Gebiet erstrecken; sie sollte mit dem Schutz der 
Meeresumwelt sowie mit der Durchsetzung der 
diese Umwelt betreffenden Gesetzgebung, ein- 
schließlich dem Recht auf den Gebieten der See- 
schiffahrt, der Forschung und der Fischerei be- 
faßt sein; 

3. Eine wirkungsvolle Verbindung zwischen allen 
Rechtsvorschriften für die gesamte vorstehend 
definierte Meeresumwelt muß erreicht werden; 
diese Koordinierungsaufgabe sollte der vorge- 
schlagenen Behörde anvertraut werden, die mit 
ausreichenden Vollmachten und einer diesbezüg- 
lichen zweckdienlichen Struktur auszustatten ist; 

4. Die Zuständigkeit des Gerichtshofes der vorge- 
schlagenen Behörde sollte auf alle Streitfälle hin- 
sichtlich der vorstehend definierten Meeresum- 
welt ausgedehnt werden; 

5 . Die Vollmacht der vorgeschlagenen Behörde soll- 
te folgendes beinhalten: 

a) Die Inspektoren der Behörde sollten Zugang 
zu allen Schiffen und Anlagen in der vorste- 
hend festgelegten Meeresumwelt haben und 
über ausreichende Kontrollbefugnisse verfü- 
gen, um alle internationalen Vorschriften zum 
Schutz der Umwelt durchzusetzen; und 

b) sobald ein Inspektor eine Verletzung dieser 
Vorschriften meldet, sollte der Generalsekre- 


tär der Behörde die Befugnis besitzen, den 
Staat, dem der nächste Anlaufhafen des Schif- 
fes oder die betreffende Anlage rechtlich un- 
tersteht, zu verpflichten, sie zu beschlagnah- 
men (wobei den betreffenden Parteien die 
Möglichkeit gegeben werden sollte, beim Ge- 
richtshof der Behörde entsprechend vorstellig 
zu werden) ; 

6. Bei der Festsetzung neuer Vorschriften sollte die 
Seerechtskonferenz nach Möglichkeit eine Flag- 
genstaat-Jurisdiktion zugunsten der Hafenstaat- 
Jurisdiktion aufgeben; 

7. Die Behörde sollte auf Antrag für jeden Staat 
zur Durchführung dessen Verpflichtungen nach 
den Konventionen zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung innerhalb des Zuständigkeitsbereichs 
dieses Staates tätig werden können; 

EMPFIEHLT FERNER, daß alle Staaten, die sich 
der Bedeutung des Schutzes der Meeresumwelt 
bewußt sind, Maßnahmen treffen, um alle ein- 
schlägigen internationalen Konventionen zu un- 
terzeichnen und zu ratifizieren, insbesondere 

— das Internationale Übereinkommen zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über den Arrest 
von Seeschiffen vom 10. Mai 1952; 

— das Internationale Übereinkommen über die 
zivilrechtliche Haftung für ölverschmutzungs- 
schäc^en vom 29. November 1969; 

— das Internationale Übereinkommen über die 
Errichtung eines Internationalen Fonds zur 
Entschädigung von Ölverschmutzungsschäden 
vom 18, Dezember 1971; 

— das Übereinkommen über die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Verklappung 
vom 29. Dezember 1972; 

— das Internationale Übereinkommen zur Ver- 
hütung der Verschmutzung aus Schiffen und 
das Protokoll über Eingriffe auf Hoher See im 
Falle von Meeresverschmutzung durch andere 
Substanzen als öl vom 2. November 1973 ""j; 
und 

FORDERT die Vereinten Nationen auf, Sanktio- 
nen gegen diejenigen Staaten in Erwägung zu 
ziehen, die diese Konventionen nicht bis Ende 
1978 ratifiziert haben. 


*) Die deutsche Übersetzung der Bezeichnung dieses inter- 
nationalen Übereinkommens wird zur Zeit im Auswär- 
tigen Amt in Verbindung mit der Vorbereitung des 
Entwurfes für das Ratifizierungsgesetz überprüft. 
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